
Datenschutzgesetzgebung 

Monopol oder Vielfalt?

Die Datenschutzrichtlinie EG/95/46 wurde etwa fünf Jahre lang beraten und trat 
dann 1995 in Kraft. Am 25.1.2012, also 22 Jahre nach dem Vorschlag für die erste Fas-
sung, legte die Europäische Kommission ihren Vorschlag einer Überarbeitung dieser 
Richtlinie vor. Dessen Beratung wird auch eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen, 
bevor die Nachfolgeregelung in Kraft tritt. Und es gibt keinen Grund anzunehmen, 
dass das nächste Intervall der Modernisierung der Grundnorm des europäischen Da-
tenschutzes wesentlich kürzer sein wird. Diese Taktung europäischer Datenschutzge-
setzgebung ist aber in keiner Weise vereinbar mit der Geschwindigkeit und Radika-
lität der Veränderungen der Informationstechnik. Die Dynamik immer wieder neuer 
IT-Anwendungen führt permanent zu neuer und vielfältiger Infragestellung informa-
tioneller Selbstbestimmung und verursacht eine fortwährende tiefgreifende Umwäl-
zung der Kulturen im Umgang mit IT und dem Schutz der Persönlichkeit. Dies sieht 
auch die Kommission. Sie schlägt daher eine sehr radikale Lösung für die notwen-
dige kontinuierliche Modernisierung der Datenschutzrechts vor: Durch die Wahl ei-
ner Verordnung schließt sie die Mitgliedstaaten von der weiteren Gesetzgebung im 
Bereich des Datenschutzes aus, durch die faktische Nichtregelung wichtiger Inhal-
te hält sie die Datenschutzgrundnorm offen und durch Kompetenzen für „delegier-
te Rechtsakte“ und „Durchführungsbestimmungen“ zentralisiert und monopolisiert 
sie die künftige Rechtsetzung im Datenschutzrecht bei sich.

Jenseits aller mehr oder weniger ausgearbeiteten sachlichen Regelungen, die in 
Kürze ohnehin überholt sein werden, ist diese Entmächtigung der Mitgliedstaaten 
und die Ermächtigung der Kommission zur Fortentwicklung des Datenschutzrechts 
die tiefgreifendste Änderung im vorgelegten Vorschlag. 

Ist das der richtige Weg, um Europa in einem zentralen Querschnittsthema der In-
formationsgesellschaft mit den notwendigen und überzeugenden Strukturen und 
Verfahren der Rechtsetzung auszustatten? Was sind die absehbaren Folgen? Durch 
die Monopolisierung der Rechtsetzung bei der Kommission werden politisch die Da-
tenschutzdiskussionen in den Mitgliedstaaten austrocknen und durch einen Lob-
by-Diskurs in Brüssel ersetzt. Inhaltlich (und legitimatorisch) wäre eine Überantwor-
tung der Rechtssetzung an die europäische Bürokratie dann vertretbar, wenn die 
Antworten auf die künftigen, noch unbekannten Probleme schon bekannt (und in 
der Gesetzgebung im Grundsatz festgelegt) wären. Die Lösungen würden dann nur 
noch der rechtlichen und bürokratischen Umsetzung und Anpassung bedürfen. Be-
kannt ist aber nur, dass wir mit vielen und vielfältigen Herausforderungen zu rech-
nen haben und für diese noch keine Lösungen kennen. Bei einer Vielfalt und Dyna-
mik unbekannter Probleme ist aber evolutorisch Zentralisierung und Monopolisie-
rung der absolut falsche Weg. Vielmehr erfordert diese Situation eine Vielfalt der Lö-
sungssuche, ein Experimentieren mit Konzepten und ein Erproben von Regelungen. 
Dies kann die Kommission nicht leisten. 

Die Suchergebnisse bedürfen der Bewertung und demokratischen Legitimation. 
Auch für diese Aufgabe ist die Kommission nicht geeignet. Sie ist weder politisch 
unabhängig noch durch Datenschutzerfahrung ausreichend kompetent, schon gar 
nicht verfügt sie über die notwendige demokratische Legitimation. Von ihrer Aufga-
be und Ausrichtung her wird sie Datenschutz weniger als Grundrechtsschutz sehen, 
sondern als Wirtschaftsfaktor, der eine Stellschraube für die Wettbewerbsfähigkeit 
im internationalen Markt ist. Würde die Europäische Kommission die Rolle spielen, 
die sie sich selbst zugedacht hat, würde das künftige Datenschutzrecht mit dem De-
mokratiedefizit der Europäischen Union belastet. Die Frage, wie wir in der Informa-
tionsgesellschaft künftig leben wollen, sollte nicht vorrangig von der Brüsseler Bü-
rokratie beantwortet werden.
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Der Vorschlag der Kommission ist keine Zwangsläufigkeit in der historischen Ent-
wicklung hin zu Europa, sondern der Versuch der Kommission, sich mehr Macht an-
zueignen, als ihr nach den Verträgen zusteht. Die notwendige Harmonisierung kann 
– unionsrechtskonform – auch über eine Richtlinie erreicht werden. 

In vielen Fragen des Datenschutzrechts ist eine stärkere Harmonisierung der Re-
geln und der Praxis in Europa notwendig. Diese kann auch erreicht werden, wenn in 
einer Richtlinie vollharmonisierende Regelungen getroffen werden, wenn aus Wett-
bewerbsgründen wirklich eine einheitliche Lösung notwendig ist. In allen anderen 
Fragen genügt die Vorgabe eines Mindestniveaus. Dies erlaubte den Mitgliedstaa-
ten entsprechend ihrer Datenschutzkultur auch Experimente im Umgang mit den 
künftigen Problemen. 

Die Beiträge im Schwerpunkt dieses Heftes analysieren und bewerten die Vorschlä-
ge der Europäischen Kommission zum künftigen unionsweiten Datenschutzrecht. 
Sie gehen alle auf Vorträge zurück, die am 15. März 2012 auf der vom Unterzeichner 
geleiteten Tagung des CAST-Forums (www.cast-forum.de) zum europäischen Daten-
schutzrecht gehalten worden sind. Sie bieten eine unionsrechtliche Bewertung des 
Kommissions-Vorschlags (Ronellenfitsch), untersuchen die Auswirkungen seiner Um-
setzung auf den verbleibenden Umsetzungsspielraum des deutschen Gesetzgebers 
und die künftige Entscheidungskompetenz des Bundesverfassungsgerichts (von Le-
winski), bewerten die Vorschläge hinsichtlich der Auswirkungen auf die Datenschut-
zorganisation in Unternehmen (Jaspers) und suchen in diesen nach Regelungen zu 
dem künftig unverzichtbaren Datenschutz durch Technik (Richter). Schließlich wird 
die gleichzeitig von der Kommission vorgeschlagene Richtlinie zur Datenverarbei-
tung bei Polizei und Justiz analysiert und bewertet (Kugelmann). Alle Beiträge kom-
men – bei unterschiedlicher Gesamteinschätzung der Vorschläge – zu dem Ergeb-
nis, dass ein erheblicher Diskussions- und Nachbesserungsbedarf für die künftigen 
Regelungen zum europäischen Datenschutzrecht besteht. 

Alexander Roßnagel
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